Kapitalismus und Freiheit

In seinem sogenannten Friedensangebot an Europa sagte Osama bin Laden am vergangenen Mittwoch:  „Von dem Krieg,  den ihr gegen uns führt, profitieren nur die großen Konzerne; die Rüstungskonzerne oder diejenigen, die am Wiederaufbau des Irak Millionen von Dollar verdienen, wie Halliburton und seine Tochterfirmen.  Um diesen Leuten das Handwerk zu legen,  und als Antwort auf die positiven Entwicklungen und Meinungsumfragen aus den letzten Wochen, aus denen klar wurde, dass die Europäer den Frieden wollen und die Berechtigung unseres Anliegens verstehen, biete ich ihnen heute einen Friedensvertrag an“.  

Bin Laden hat die Stimmung in Europa schon ganz richtig eingeschätzt.  Der Kapitalismus mag den Kalten Krieg gewonnen haben, und die meisten von uns sind darüber wohl auch ganz froh.  Aber geliebt wird er dafür nicht.  Die Zahl der Leute, die willens sind, die liberale Marktwirtschaft nicht nur achselzuckend als Sieger anzuerkennen, sondern ihr auch politisch etwas abzugewinnen, ist verblüffend gering.  Namentlich die Verbindung zwischen Demokratie und Kapitalismus, beziehungsweise die zwischen Diktatur und Hunger, Armut und Unterentwicklung, will auf anhieb kaum jemandem einleuchten.  Der Antikapitalismus mag ökonomisch erledigt sein, politisch geht es ihm so gut wie schon lange nicht mehr.  Der Untergang des Kommunismus hat nicht etwa zu seiner Diskreditierung geführt, sondern umgekehrt:  Gerade weil einem jetzt der peinliche Verweis auf die Zustände in der DDR oder der früheren Sowjetunion erspart bleiben, fantasiert es sich viel leichter über ein Leben jenseits des Privateigentums.  Eine Regenbogenkoalition von Günter Grass bis Jürgen Habermas, von Edzard Reuter bis Horst Seehofer, und praktisch jedermann auf der Strasse ist sich einig, dass unser alternativlos gewordenes Wirtschaftssystem seine moralische Legitimation verwirkt hat.  Alle Übel der Gegenwart: Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit, Deklassierung, Nord-Süd-Gefälle, Kinderprostitution und so fort werden ihm zur Last gelegt.  Wenn es so weitergeht, so liest man in vielen Kampfschriften, komme es schon morgen zum Zerbrechen des demokratischen Konsenses, wenn nicht zu Schlimmerem.  Dagegen wird vielleicht nicht mehr der Kommunismus, aber eine solidarischere, auf gleichmäßige Versorgung abzielende Ethik in Anschlag gebracht, die dem rücksichtslosen Ellenbogen-Individualismus, der inzwischen sogar schon wieder als Mangel an „Vaterlandsliebe“ beschimpft wird,  machtvoll in die Parade fahren soll.  Es ist kein Zufall, dass diese Frontstellung zwischen „Solidarität“ und „Neoliberalismus“ momentan genau mit der zwischen „Kerneuropa“ und Angloamerika zusammenfällt.  Jürgen Habermas´ Plädoyer für eine Erneuerung der Alten Welt aus dem Geist der Antikriegsdemonstration vom 15. Februar markiert genau die Sphäre, in der der Antikapitalismus auch heute noch politischen Einfluss ausübt:  nämlich bei der Formation einer Staatengemeinschaft Europa, deren Gewicht auf der kontinentalen und internationalen Bühne dem Amerikas auf vielen Feldern durchaus ebenbürtig sein wird.  Mit dem inzwischen gängigen, aber auch wie vor nebulösen Kampfbegriff „Neoliberalismus“ hat man dabei wenig über den Feind, einiges aber über sich selbst verraten:  Es ist die Tradition des europäischen Antiliberalismus, aus der heraus gegen den Kapitalismus gekämpft wird – und nur als Antiliberalismus wird dieser Kampf auch politisch ein Problem.


Ich möchte heute hier mit Ihnen über einige zentrale Vorstellungen des Antikapitalismus diskutieren, der ja dieser Tage  meist als Kritik an der Globalisierung auftritt. 

Millionen von Menschen auf der Welt leben in Armut; einer Art von Armut, die Leuten, die das Glück haben, in Europa, den industrialisierten Teilen Asiens oder den Vereinigten Staaten aufzuwachsen, kaum begreiflich ist. Ein moralischer Imperativ, zu helfen, scheint da geradezu auf der Hand zu liegen; aber die Armut allein genügt den Advokaten der Dritten Welt häufig nicht.  Es ist nicht schlimm genug, dass eine enorme Anzahl von Leuten mit weniger als einem Euro am Tag auskommen muss. Der moralische Skandal besteht darin, dass große Teile der Welt sehr viel reicher sind. Die Folgerung liegt auf der Hand: wäre der Westen nicht so reich, würde er nicht so viele Ressourcen verschlingen, wäre er nicht so materialistisch, dann wäre das Problem globaler Armut schon halb gelöst.  Diese Überlegungen entspringen einer Prämisse liberaler Gesellschaften, die lauten, dass vor dem Gesetz alle gleich sind.  Geht es um die Globalisierung, lassen viele aber den Zusatz „vor dem Gesetz“ wegfallen, und machen ökonomische Gleichheit zum Lakmustest für Gerechtigkeit.  Aber während sich die Gleichheit vor dem Gesetz ohne Einschränkung von Freiheitsrechten weltweit realisieren ließe, ist wirtschaftliche Gleichheit  ein Albtraum, den nur Diktaturen träumen sollten.

 Der zentrale Vorwurf lautet, die Globalisierung begünstige nur die reichen Länder auf Kosten der Armen, und die Schere zwischen Arm und Reich in den einzelnen Ländern öffne sich immer weiter.  Um zu beurteilen, was an diesem Einwand dran ist, muss wohl zunächst geklärt werden, was man unter Globalisierung versteht.  Globalisierung ist die zunehmende Verflechtung der Weltwirtschaft.  Märkte öffnen sich, der Handel zwischen den Ländern nimmt zu.  Direktinvestitionen treten an die Seite von Import und Export.  Voraussetzung ist, dass die Länder viele Handels- und Wettbewerbsbeschränkungen abbauen. Das führt dazu, dass die internationale Arbeitsteilung sich ausdifferenziert:  Jedes Land kann sich auf das konzentrieren, was es relativ am besten kann.  Wer immer sich auf diese Weise der globalen Wirtschaft angeschlossen hat – an Indien und China kann man das sehr genau sehen -  bekam den Lohn dafür ausgezahlt in höheren Wachstumsraten.

  
Dieser Prozess ist nirgendwo, weder in Schweden, das sich der Globalisierung im neunzehnten Jahrhundert geöffnet hat, noch in Indien, bei dem dieser Öffnungsprozess erst zwanzig Jahre zurückliegt,  ohne Blessuren abgegangen.  Die Ungleichheit innerhalb eines reichen Landes wächst tatsächlich zunächst häufig, weil ehemals geschützte Gruppen, die von geschlossenen Märkten profitiert haben, ihre Privilegien nicht mehr aufrechterhalten können.  Und die Ungleichheit innerhalb eines Landes der armen Welt wächst, weil vom Wettbewerb zwar alle, aber nicht alle im gleichen Maße profitieren.  Im Gegenzug aber verringert sich durch den Wohlstandsgewinn der armen Länder die Ungleichheit zwischen den Ländern.  Während vor vierzig Jahren jeder fünfte auf der Welt täglich mit einem Dollar auskommen musste, ist es heute nur noch jeder 20.  In absoluten Zahlen heißt das:  es gibt zwischen 300 und 500 Millionen weniger Arme auf der Welt.  Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen hat festgestellt, dass innerhalb der letzten fünfzig Jahre die Armut auf der Welt stärker als in den vorhergehenden 500 Jahren abgenommen hat.  Dort heißt es, dass sich die „Menschheit gerade zum zweiten mal in ihrer Geschichte auf einem großen Vormarsch befindet“.  Der erste war die Industrialisierung in den USA und Europa, der zweite begann in der Nachkriegszeit und ist nun in vollem Gange.  Zunächst hat Asien immer größere Erfolge im Kampf gegen Armut, Hunger, Krankheiten und Analphabetentum verzeichnen könne, andere Entwicklungsländer haben nachgezogen.  Große Hungerkatastrophen treten auch deshalb wesentlich seltener auf,  weil viele Staaten Demokratien geworden sind.  Kommunistische Regimes, Kolonialherrschaften, technokratische Diktaturen oder Stammesgesellschaften – sie alle kannten Hungernöte, aber noch nie hat es eine Hungersnot in einem demokratischen Land gegeben.  Selbst ärmere Demokratien, wie Indien und Botswana, konnten Hungersnöte vermeiden, obwohl ihre Lebensmittelversorgung schlechter war als in anderen Ländern, die davon erschüttert wurden.  Dagegen haben eben kommunistische Staaten wie China, die Sowjetunion, Kambodscha, Äthiopien und Nordkorea  Hunger herbeigeführt. 

Und das führt uns zum zweiten zentralen Punkt in der Auseinandersetzung um die Globalisierung, nämlich der politischen Seite.  Globalisierungsgegner glauben, wir haben es mit einem Prozess zu tun, in dessen Verlauf immer größere Konzerne immer mehr Macht über die Welt gewinnen, in der der Staat, und damit die Bürger der einzelnen Länder, immer mehr Macht verlieren.  Stimmungsmäßig wird diese Einschätzung von der Überzeugung getragen dass alles immer schlechter wird und die Menschheit längst auf dem Weg in den Untergang ist – eine Überzeugung, die auch durch die besten Statistiken nicht entkräftet werden kann.  Es wird das Bild einer anonymen und drohenden Macht heraufbeschworen, ein außer Kontrolle geratenes Monster,  das es einzufangen und einzuhegen gilt.  Dazu trägt bei, dass die Globalisierung letztlich vom individuellen handeln der Menschen gesteuert wird, und nicht von irgendeinem Kontrollzentrum. Man fühlt sich machtlos, weil eben alle mitsteuern.  Das Internet lebt davon, dass wir alle e-mails schicken, Bücher bestellen und Musik herunterladen.  Wir essen Bananen aus Ecuador, trinken Tee aus Sri Lanka, sehen amerikanische Filme, bestellen Bücher aus England, machen Urlaub in Thailand.  Globalisierung, so schrieb der schwedische Autor Johan Norberg in seinem sehr lesenwerten „Kapitalistischen Manifest“, findet von unten her statt.  Auch wer sein Leben lang bodenständig bleibt und dort lebt, wo er geboren ist, profitiert vom grenzenlosen Fluss der Informationen.  Das Leben eines indischen Landarbeiters bedeutete vor der Öffnung des Landes für den internationalen Handel, dass er nicht einmal wusste, wo er lebt  Heute kann er sich im Fernsehen die Weltnachrichten anschauen. Aus seiner Lehmhütte ist ein Haus mit Ziegelsteinen geworden, er trägt feste Schuhe und die Abwässer fliessen nicht mehr durch die Strasse, sondern durch Abwasserrohre.  Er muss nicht mehr für den einzigen Großbauern am Ort zu dessen Bedingungen arbeiten, sondern er kann sein Glück anderswo versuchen.  Das Auftauchen neuer Kapitalmärkte bedeutet für seine Söhne, dass sie nicht länger beim lokalen Wucherer Geld leihen müssen, sondern sie können zu einer Bank gehen, deren Konditionen juristisch überprüfbar sein müssen. Frauen, die auch außerhalb des Hauses Arbeit bekommen können, haben einen grösseren Einfluss.  

Die Antiglobalisierung liefert eine Art politisches Naturschutzgehege für autoritäre Drittweltdiktatoren, die ein Interesse daran haben, dass die Bürger ihres Landes nicht frei ihren Arbeitsplatz oder Wohnort wählen, Kredite aufnehmen, Verträge abschließen und über ihr Eigentum verfügen können.  Kleptokratien wie Robert Mugabes Simbabwe  finanzieren ihren massiven Unterdrückungsapparat und ihr eigenes Wohlergehen (Saus & Braus) mit willkürlichen Erwerb von Privateigentum, das an Quislinge verteilt wird, die den geraubten Boden dann gar nicht bewirtschaften können und so das Land in Hunger und Elend katapultieren. 

Das Problem vieler afrikanischer Länder ist ja eben nicht, dass sie von den Reichen ausgebeutet werden, sondern dass sie in diese Verlegenheit gar nicht erst kommen, weil sie am Welthandel nicht oder in viel zu geringem Maß teilnehmen. Erfreulicherweise sehen die Afrikaner selbst ihre Lage glasklar:  In einer eben veröffentlichten Umfrage, die das Entwicklungshilfe-Ressort der Weltbank in Auftrag gegeben hatte,  sagen 75 Prozent der Befragten aus dem subsaharischen Afrika, multinationale Firmen hätten einen positiven Einfluss auf ihr Land,  und ein Großteil gibt lokalen Regierungen, nicht der Globalisierung die Schuld für die wirtschaftliche Misere ihrer Länder.  Bezeichnenderweise sind es vor allem Leute aus hochindustrialisierten, reichen Ländern, die glauben, dass die Globalisierung ihnen schadet:  Wohlstandsfatalismus, der eventuell insgeheim ganz eigene, durchaus egoistische Gründe hat. Denn ist es nicht der europäische Mittelstand, dessen Privilegien etwas abgeschmolzen werden müssten, wenn die armen Länder auf unserem Wohlstandslevel ankommen?

Wieder und wieder zeigt sich, dass Politik für die Armut verantwortlich ist, und zwar besonders häufig linke Politik.  Unter dem Beifall westlicher Entwicklungshilfebehörden haben viele afrikanische Führer versucht, ihre Länder durch Zollschranken und Verstaatlichungen  von den ehemaligen Kolonialmächten unabhängig zu machen – „Dependence“-Theorie hieß das in den siebziger Jahren.  Staatliche Preiskontrolle, Zuteilung von Lebensmitteln, Verarmung der Bauern, an denen sich die politisch privilegierte Stadtbevölkerung schamlos bereichern konnte – all das geschah auch, weil wohlmeinende westliche Regierungen der Auffassung waren, für echte Demokratie seien sie dort unten noch nicht reif.  Mobutu in Zaire, Mugabe in Simbabwe, Arap Moi in Kenia:  Vampirstaaten unter sozialistischer Flagge.

Und was die Vorstellungen vom „Neoliberalismus“ betrifft, der die Macht der Staaten aushebele: noch nie in der Geschichte der Menschheit war die Staatsquote so hoch wie gegenwärtig, der öffentliche Sektor nie so ausgedehnt, die Steuerlast nie so hoch.  Wo ist der Turbokapitalismus, von dem immer die Rede ist?  In Deutschland?  In Frankreich?  In Amerika? Das Bemerkenswerte ist ja, dass Deregulierung, Privatisierung und die Liberalisierung des Handels keine Erfindungen irgendwelcher ultraliberaler Ökonomen ist.  Natürlich gab es politische Führer wie Reagan und Thatcher, die inspiriert wurden von den Ideen des wirtschaftlichen Liberalismus.  Aber die größten Reformer, die bewirkt haben, dass wir heute überhaupt von einer Globalisierung des Kapitalismus reden können, waren Kommunisten in China und der Sowjetunion, Protektionisten in Lateinamerika und Nationalisten in Asien. In vielen anderen Ländern, beispielsweise in Schweden, waren Sozialdemokraten die treibende Kraft der wirtschaftlichen Öffnung.  Also muß man das Bild von den konspirierenden Ultraliberalen, die die Welt einer Schocktherapie unterwerfen wollen, korrekturbedürftig.

Man wird das Gefühl nicht los, als seien gerade die energischsten Advokaten der dritten Welt eigentlich nicht wirklich an einer Verbesserung der dortigen Lebenslage interessiert.   Wer auf die Schilderungen von Elend in Bangladesch mit der Forderung nach Abschaffung des Privateigentums oder der Einführung einer Tobin-Steuer reagiert, sagt eigentlich, dass er gar nichts ändern will.  Ein Arbeitsplatz bei Nike in Vietnam ist Weißgott nicht das, was bei uns Fabrikarbeiter an Sicherheit, Sauberkeit und Pausenregelungen erwarten dürfen.  Aber er bedeutet, dass man nicht als Landarbeiter zehn oder zwölf Stunden auf dem Feld stehen muß, bei jedem Wind und Wetter, dass man sich ordentliche Schuhe kaufen, irgendwann mit dem Mofa zur Arbeit fahren und seine Kinder zur Schule statt zur Feldarbeit schicken kann, so dass sie es, jawohl, später einmal besser haben!


Natürlich ist die Kritik an der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds oft genug berechtigt gewesen.  Gerade sie haben oft auf der Etablierung von Planwirtschaften in der Dritten Welt bestanden, waren an Staudamm- und Sterilisationsprojekten beteiligt, bei denen Hunderttausende vertrieben und in ihren Persönlichkeitsrechten verletzt worden sind.  Der frühere russische Finanzminister  Illarianov ist sogar der Meinung, dass gerade die Kredite vom IWF liberale Reformen verhindert haben, die das Land sonst hätte durchführen müssen.  Es gilt als patriotisch, erst mal soviel Geld wie möglich nach Hause zu bringen und anschließend über Schuldenerlass zu verhandeln.  Freier Handel nützt allen, Entwicklungshilfe meist nur einer Elite.  Die Öffnung der Märkte, das hat man in Suhartos Indonesien oder Mexiko gesehen, zieht irgendwann in den meisten Fällen auch eine Öffnung des Regimes nach sich, auch wenn das natürlich leider kein Automatismus ist.  Und das gilt natürlich auch für die hausgemachten Skandale und Krisen, die in den Augen der Antikapitalisten die endgültige Niederlage des Systems beweisen sollen. Noch einmal Norberg:  „Nicht die Polizei hat Enrons Betrügereien aufgedeckt, sondern Forbes Magazine erhielt einen Hinweis von einem Makler, der auf eine baisse der Enron-Aktion spekuliert hatte.  Es gehört zu den wichtigsten Vorzügen der Marktwirtschaft, dass sie den Schaden in Grenzen hält, den einzelne Personen oder Firmen anrichten können“. Es geht eben um die Verteidigung des Kapitalismus, nicht um die Verteidigung jedes hergelaufenen Kapitalisten.

Die Vorstellung, dass der Kapitalismus selbst in erster Linie ein ethisches Prinzip sein könnte, wirkt auf die kritische Öffentlichkeit bis heute befremdlich.  Und doch ist es genau diese ethische Dimension, mit der die glühenden Verfechter des Kapitalismus seit mehr als zweihundert Jahren mit den immer wieder gleichen Argumenten ihr Plädoyer für eine freie, von staatlichen Eingriffen weitgehend unbehelligte Privatwirtschaft begründet haben.  Von Adam Smith bis Milton Friedman verstanden sie ihren Kampf für den freien Markt lediglich als einen Teil ihres leidenschaftlichen Eintretens für Würde und das Selbstbestimmungsrecht des einzelnen.  Freiheit war für sie der Zweck, Kapitalismus das Mittel, nicht umgekehrt.  Immer wieder stellt beispielsweise Friedruch August von Hayek klar:  wenn eine wirtschaftliche Maßnahme die Steigerung der Produktivität verspricht, aber zugleich nur auf Kosten eines gravierenden Eingriffs in die Autonomie des einzelnen zu verwirklichen sei, dann sollte man die Finger von ihr lassen.  Kapitalismus, Rechtsstaat und Demokratie sind keine Gegensätze, sondern bedingen einander.   


Zum Schluss möchte ich noch einen weiteren Punkt ins Spiel bringen, der mir im Zusammenhang mit der Globalisierungskritik brisant erscheint.  Auf der diesjährigen Versammlung des Weltsozialforums in Porto Alegre – einer Gegenveranstaltung zum Weltwirtschaftsgipfel -  sah man erstmalig neben den Regenbogenflaggen oder dem Olivenzweig, die bislang immer die Insignien der Bewegung gewesen waren, erstmalig auch Davidsterne, die zum hakenkreuz umgebogen waren.  Auf einem Plakat, das ich im Fernsehen gesehen habe, stand „Nazis, Yankees and Jews:  No More Chosen People“ (Nazis, Amis und Juden – Schluß mit den auserwählten Völkern!“)  Jüdische Delegierte, die Spruchbänder mit der Aufschrift: Zwei Völker, zwei Staaten“ trugen, wurden attackiert.


Porto Alegre war nur ein Schnappschuss aus dem Panorama des neuen Antisemitismus.  Seit dem Fall der Berliner Mauer hat er wieder Auftrieb; die Zahl der antisemitischen  Übergriffe im Jahr 2002 war so hoch wie schon lange nicht mehr.  Noch weiter muss man zurückgehen, will um so viele Anschläge auf europäische Synagogen und jüdische Schulen zu verzeichnen wie in der vergangenen Zeit.   Die Rezession ist, wie üblich, eine der Ursachen.  Wenn der russische General Albert Makashov nach dem Zusammenbruch des Rubel fragt:  wer ist schuld? Gibt er sich die Antwort gleich selbst:  Betrug, Korruption und Diebstahl.  Deshalb nenne ich unsere Reformer Juden.“  Mit der Verhaftung des russischen Öl-Magnaten Chodorowski wurde nicht nur ein liberaler, sondern eben auch ein Jude verhaftet – was auch dazu beitragen dürfte, dass sich die Proteste in Grenzen halten.   Weiter südlich ist der Hass auf Israel ein prägender Faktor, dem jetzt mit Fernsehsendern wie Al Jazeera auch die medialen Mittel zur Verbreitung zur Verfügung stehen.   Aber es scheint eben vor allem die Globalisierung die alte und neue Ressentiments so perfekt zu verbinden scheint:  für die äußerste Rechte ist der Jude der Protagonist des illoyalen, heimatlosen,  die nationale Kultur unterminierenden Kosmopoliten, für die äußerste Linke der Kapitalist und Ausbeuter, der das internationale Wirtschaftssystem kontrolliert, und natürlich auch der moderne Kolonialist, schließlich für den Grünen der ruchlose Umweltzerstörer, dem eh nichts an seiner Heimat liegt, weil er keine hat.  

Der moderne Antisemitismus betrat die Weltbühne fast gleichzeitig mit dem globalen Kapitalismus des 19. Jahrhunderts.  Als die Juden aus ihren Ghettos auszogen und eine kleine, aber doch sichtbare Zahl von ihnen als erfolgreiche Bankiers, Finanziers und Unternehmer hervortraten, erregten sie die Ressentiments ihrer weniger erfolgreichen Zeitgenossen.  Die Ideen von der warmen Gemeinschaft und der kalten Gesellschaft stammten aus diesen Gründerjahren ebenso wie Werner Sombarts berühmtes Traktat über „Händler und Helden“ – auch er übrigens ein früherer Sozialist, beeinflussten den antisemitischen Diskurs des 20. Jahrhunderts. 

Zwar erreichen die gegenwärtigen Krisen nicht das Ausmaß des Schwarzen freitags.  Aber wenn der malaysischen Premierminister vor einer Versammlung der islamischen Länder zu tosendem Applaus behauptet: „Es sind die Juden, die das gegenwärtige Niveau unserer Wechselkurse bestimmen, und die unsere Wirtschaften zum Einsturz bringen“ , trifft er eine offenbar recht weit verbreitete Stimmung.  „Es ist paradox“ so schreibt der Journalist Mark Strauss, „dass ausgerechnet die Juden sich jetzt im Zentrum des Kampfs gegen die Globalisierung wiederfinden.  Schließlich waren die Juden das erste globalisierte Volk.  Das Überleben der jüdischen Zivilisation über 2000 Jahre, ohne eigenen Staat, widerlegt die Vorstellung,  die Globalisierung zerstöre und homogenisiere jede lokale Kultur.  Juden haben sich ihrer Umgebungskultur angepasst, sich gar an sie assimiliert, ohne ihre Identität zu verlieren.  Zu dieser Idee gehört für viele auch das soziale Engagement, das Tikkun Olam, das vieleselbst zu Aktivisten in der Antiglobalsisierungsbewegung werden ließ. Dass sie sich dort heute von Feinden umstellt sehen, gehört zu den wenig diskutierten Schlagseiten des modernen Antikapitalismus.  

